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1. (1)Verkehrsunternehmer mit Niederlassung in einem EU-Mitgliedstaat haben die Entsendung bei ihnen

beschäftigter mobiler Arbeitnehmer im Sinne der Richtlinie (EU) 2020/1057 nach Österreich unter Verwendung

des Standardformulars der öffentlichen Schnittstelle des Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) nach der

Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-

Informationssystems und zur Aufhebung der Entscheidung 2008/49/EG der Kommission, zu melden. Die Meldung

ist spätestens bei Beginn der Entsendung vorzunehmen und hat folgende Angaben zu enthalten; nachträgliche

Änderungen bei den Angaben sind unverzüglich zu melden:

1. 1.die Identität des Unternehmens‚ zumindest in Form der Nummer der Gemeinschaftslizenz, sofern diese

verfügbar ist,

2. 2.die Kontaktangaben eines Verkehrsleiters oder einer anderen Person im Niederlassungsmitgliedstaat,

der/die als Ansprechpartner für die zuständigen österreichischen Behörden zur Verfügung steht und

Dokumente oder Mitteilungen versendet und in Empfang nimmt,

3. 3.die Identität (Name, Geburtsdatum, Sozialversicherungsnummer und die Staatsangehörigkeit)‚ die

Wohnanschrift und die Führerscheinnummer des mobilen Arbeitnehmers,

4. 4.den Beginn des Arbeitsvertrags des mobilen Arbeitnehmers und das auf diesen Vertrag anwendbare

Recht,

5. 5.das geplante Datum des Beginns und des Endes der Entsendung für einen Zeitraum von mindestens

einem Tag und höchstens sechs Monaten,

6. 6.die amtlichen Kennzeichen der Kraftfahrzeuge,

7. 7.ob es sich bei den Verkehrsdienstleistungen um Güterbeförderung, Personenbeförderung,

grenzüberschreitende Beförderung oder Kabotage handelt.

2. (2)Verkehrsunternehmer mit Sitz im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland haben die

Entsendung mobiler Arbeitnehmer im Sinne von Anhang 31 Teil A Abschnitt 2 des Abkommens mit dem

Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland nach Österreich unter Verwendung des

Standardformulars der öffentlichen Schnittstelle des Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) nach der Verordnung

(EU) Nr. 1024/2012 zu melden. Die Meldung ist spätestens bei Beginn der Entsendung vorzunehmen und hat

folgende Angaben zu enthalten; nachträgliche Änderungen bei den Angaben sind unverzüglich zu melden:

1. 1.die Identität des Unternehmens‚ zumindest in Form der Nummer der gültigen Lizenz, sofern diese

verfügbar ist,

2. 2.die Kontaktdaten eines Verkehrsleiters oder einer anderen Kontaktperson auf dem Gebiet des Vereinigten

Königreiches,

3. 3.die Identität (Name, Geburtsdatum, Sozialversicherungsnummer und die Staatsangehörigkeit)‚ die

Wohnanschrift und die Führerscheinnummer des mobilen Arbeitnehmers,

4. 4.den Beginn des Arbeitsvertrags des mobilen Arbeitnehmers und das auf diesen Vertrag anwendbare

Recht,

5. 5.das geplante Datum des Beginns und des Endes der Entsendung für einen Zeitraum von mindestens

einem Tag und höchstens sechs Monaten, sowie

6. 6.die amtlichen Kennzeichen der Kraftfahrzeuge.
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